
Bericht des Vorstands der Koenig & Bauer AG
gemäß § 203 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 4 S. 2 AktG

Schaffung eines genehmigten Kapitals
(Genehmigtes Kapital 2022)

Der Hauptversammlung wird die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals über

insgesamt bis zu 8.580.000 € durch Ausgabe von bis zu 3.300.000 lautenden Stückaktien

vorgeschlagen. Das neue genehmigte Kapital soll dabei sowohl für Bar- als auch für

Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen und kann auch in Teilbeträgen ausgenutzt

werden.

Die Aktien können von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung

übernommen werden, sie den Aktionär:innen zum Bezug anzubieten (mittelbares

Bezugsrecht). Kreditinstituten gleichgestellt sind die nach § 53 Abs. 1 S.1 oder § 53b Abs. 1

S.1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen.

Es gibt derzeit keine anderen Ermächtigungen der Hauptversammlung, die eine Ausgabe

von Aktien oder Bezugsrechten auf Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der

Aktionär:innen ermöglichen.

Dabei darf insgesamt der vorgenannte Gesamtbetrag nicht überschritten werden. Das neue

genehmigte Kapital soll an die Stelle des zum 22. Mai 2022 auslaufenden genehmigten

Kapitals treten. Das neue genehmigte Kapital soll der Gesellschaft schnelles und flexibles

Handeln ermöglichen, ohne die jährliche oder eine außerordentliche Hauptversammlung

abwarten zu müssen. Die vorgeschlagene Höhe des neuen genehmigten Kapitals von

insgesamt bis zu 3.300.000 Stück neuen Aktien würde bei vollständiger Ausnutzung einer

Erhöhung des derzeitigen Grundkapitals um 19,97 % entsprechen.

Bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals steht den Aktionär:innen grundsätzlich ein

Bezugsrecht zu. Dieses kann durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats nur in

folgenden Fällen ausgeschlossen werden:

● Für Spitzenbeträge, die nicht gleichmäßig auf alle Aktionär:innen verteilt werden

können. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich dieser etwaigen

Spitzenbeträge dient dazu, die Ausnutzung der Ermächtigung durch runde Beträge zu

ermöglichen und damit eine erleichterte Abwicklung zu gewährleisten.



● Für Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen für einen Nennbetrag von bis zu höchstens

10 % am Grundkapital gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG. Diese Ermächtigung ermöglicht

es dem Vorstand, für diesen Betrag Aktien zum Zwecke einer Platzierung mit

börsennahem Ausgabebetrag zu emittieren. Diese Ermächtigung erfasst in

Übereinstimmung mit den gesetzlichen Voraussetzungen für einen

Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 S. 4 AktG einen Betrag von insgesamt bis

zu 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft; es ist ferner festgelegt, dass die Ausgabe

der Aktien zur Wahrung der Belange der Aktionär:innen in enger Anlehnung an den

Börsenpreis zu erfolgen hat und diesen nicht wesentlich unterschreitet. Bei der

Festsetzung des Ausgabebetrags wird sich die Verwaltung – unter Berücksichtigung der

aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, einen etwaigen Abschlag vom Börsenpreis

so niedrig wie möglich zu halten. Diese Ermächtigung ermöglicht es der Gesellschaft,

Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen und einen Kapitalbedarf auch kurzfristig zu

decken. Neue Aktien sollen zum Beispiel an einen oder mehrere institutionelle

Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise ausgegeben werden können.

Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzierung nahe dem Börsenpreis

ermöglicht, so dass der bei Bezugsrechtsemissionen übliche Abschlag entfällt. Der

rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen erleichterten

Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des

Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – falls dieser

Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung nicht

überschreiten.

Dies trägt den Bedürfnissen der Aktionär:innen nach Verwässerungsschutz für ihren

Anteilsbesitz Rechnung. Im Übrigen kann jede:r Aktionär:in zur Aufrechterhaltung

ihrer/seiner Beteiligungsquote grundsätzlich Aktien zu vergleichbaren Bedingungen am

Markt erwerben. Auf die Grenze von 10 % sind Aktien anzurechnen, die während der

Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben oder veräußert

werden.

● Für Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen für einen rechnerischen Anteil am

Grundkapital von bis zu insgesamt 1.300.000 € bzw. bis zu maximal 500.000 neuen

Aktien. Dieser Ausschluss soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, ohne

Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um

diese an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft oder des Vertretungsorgans eines

mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens oder an Arbeitnehmerinnen und



Arbeitnehmer der Gesellschaft auszugeben. Eine Gewährung von Aktien an

Führungskräfte und/oder Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kann die Identifikation

mit dem Unternehmen fördern und die Bereitschaft zur Übernahme von

Mitverantwortung im Unternehmen unterstützen. Die aktienbasierte Vergütung bietet

zudem die Möglichkeit, die Vergütung von Führungskräften und/oder Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer in geeigneten Fällen auf eine nachhaltige Unternehmensentwicklung

auszurichten. Soweit die neuen Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft

ausgegeben werden sollen, entscheidet über die Gewährung der Aktien nicht der

Vorstand, sondern entsprechend der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der

Aufsichtsrat der Gesellschaft.

● Bei Sachkapitalerhöhungen soll das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats in

voller Höhe ausgeschlossen werden können, um den Vorstand in die Lage zu

versetzen, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur

Verfügung haben zu können, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen,

Unternehmensbeteiligungen oder sonstige Vermögensgegenstände oder Ansprüche auf

den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die

Gesellschaft oder ihre verbundenen Unternehmen gegen Überlassung von Stückaktien

an der Gesellschaft erwerben zu können.

Unternehmenserweiterungen, die durch einen Unternehmens- oder Beteiligungserwerb

erfolgen, erfordern in der Regel rasche Entscheidungen. Durch die vorgesehene

Ermächtigung kann der Vorstand auf dem nationalen oder internationalen Markt rasch

und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende Gelegenheiten

reagieren und Möglichkeiten zur Unternehmenserweiterung im Interesse der

Gesellschaft und ihrer Aktionär:innen ausnutzen.

Als Gegenleistung kann die Gewährung von Aktien zweckmäßig oder sogar geboten

sein, um die Liquidität zu schonen oder den Erwartungen der Verkäufer:innen zu

entsprechen. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der

Aktionär:innen bei Sacheinlagen Rechnung. Die durch den Bezugsrechtsausschluss

bedingte Verwässerung wird dadurch aufgewogen, dass die Geschäftsausweitung im

Wege der Eigenkapitalstärkung durch Dritte finanziert wird und die vorhandenen

Aktionär:innen – mit einer zwar geringeren Beteiligungs- und Stimmrechtsquote als

zuvor – an einem Unternehmenswachstum teilhaben, das sie bei Einräumung eines

Bezugsrechts aus eigenen Mitteln finanzieren müssten. Durch die Börsennotierung der

Koenig & Bauer AG ist es jeder/jedem Aktionär:in zudem grundsätzlich möglich,

ihre/seine Beteiligungsquote durch den Zuerwerb von Aktien wieder zu erhöhen.



Konkrete Pläne zur Ausnutzung eines genehmigten Kapitals bestehen derzeit nicht. Der

Vorstand wird den Aktionär:innen über eine etwaige Ausnutzung in der

Hauptversammlung, die der vollständigen oder teilweisen Ausnutzung des genehmigten

Kapitals nachfolgt, berichten.
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